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Entschließung 
des V. Gewerkschaftstages 2008 der DSTG Sachsen 

 
Die in Zwickau versammelten Delegierten des V. Gewerkschaftstages der Deutschen Steuer-

Gewerkschaft, Landesverband Sachsen, beziehen klare Positionen und fordern die Sächsische 

Staatsregierung und die Abgeordneten des Sächsischen Landtages nachdrücklich auf: 

 

 

� die Wegstreckenentschädigung für die dienstliche Nutzung des eigenen 

Kraftfahrzeuges auf Grund der extrem gestiegenen Kosten deutlich anzuheben.  

 

Nicht nur die ständig steigenden Spritpreise, sondern auch die Erhöhung der 

Umsatzsteuer haben dazu geführt, dass die geltende Wegstreckenentschädigung nicht 

mehr die Unterhaltskosten eines Fahrzeuges deckt. Nur bei einer deutlichen Anhebung 

auf einheitlich 35 Cent pro Kilometer ist die Nutzung ihres privaten Wagens für 

dienstliche Fahrten für unsere Kolleginnen und Kollegen noch zumutbar. 

 

 

� zur Sicherung der Gestaltung der Politik in Sachsen muss die sachgerechte technische 

und personelle Ausstattung der Finanzverwaltung gewährleistet werden.  

 

Um die Ausgaben des Landeshaushaltes zu senken, baut der Freistaat Sachsen 

kontinuierlich Personal ab. Damit ist aber kein Aufgabenabbau, sondern eine 

Aufgabenverdichtung verbunden. Die Zusicherungen, dass neue Technik und 

Methoden zur Arbeitserleichterung führen werden, haben sich nicht in dem 

notwendigen Umfang erfüllt. Wer sich mit der Einführung von Elementen eines 

Gesundheitsmanagements beschäftigt, muss als erstes die Grundbedingung dieses 

Sozialkonzeptes schaffen – eine angemessene Arbeitsbelastung. Eine 

aufgabengerechte Personalausstattung ist hierfür unabdingbare Voraussetzung. 

 

 

� die Ost-West-Anpassung im Tarif- und Beamtenbereich vor den 01.01.2010 

vorzuziehen, eine Entgelt- und Besoldungserhöhung weit oberhalb der Inflationsrate 

durchzuführen sowie die Ergebnisse der Tarifverhandlungen 2009 mindestens zeit- 

und wirkungsgleich auf die Beamten zu übertragen. 

 

 

Zwickau, 21. November 2008 


